
Anpassungen der Entwa sserungssatzung (EWS) 

Bestehende Fassung: 

Satzung für die öffentliche Entwässe-

rungsanlage der Stadt Fürth (Entwässe-

rungssatzung - EWS) vom 08. Dezember 

2005  

Die Stadt Fürth erlässt aufgrund der Art. 23, 

24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemein-

deordnung (GO) für den Freistaat Bayern in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 

August 1998 (GVBl. S 796), zuletzt geändert 

durch Gesetz zur Änderung des Kommunal-

rechts vom 26.07.2004 (GVBl. S. 272) sowie 

auf Grund von Art. 41 b Abs. 2 Satz 1 des 

Bayer. Wassergesetzes i. d. F. d. Bek. vom 

19. Juli 1994 (GVBl. S. 822), zu-letzt geändert 

durch § 54 des Gesetzes vom 24.07.2003 

(GVBl. S. 482) folgende Satzung: 

[Reihenfolge geändert: Einleitungsformel steht 

aktuell nach dem Inhaltsverzeichnis] 
 

Inhaltsverzeichnis:  

 

§ 1 Öffentliche Einrichtung 

§ 2 Grundstücksbegriff - Grundstückseigentü-

mer 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

Abwasser 

[…] 

Trennsysteme 

§ 4 Anschluss- und Benutzungsrecht 

§ 5 Anschluss- und Benutzungszwang 

§ 6 Befreiung vom Anschluss- und Benut-

zungszwang 

§ 7 Sondervereinbarungen - Privatkanäle 

§ 8 Grundstücksausschluss 

§ 9 Grundstückentwässerungsanlage 

§ 10 Vorlage von Entwässerungsplänen - Zu-

lassung der Grundstücksentwässerungs-

anlage und des Anschlusskanals  

§ 11 Anzeigepflicht - Herstellung und Prüfung 

der Grundstücksentwässerungsanlage 

und des Anschlusskanals  

§ 12 Überwachung - Unterhalt und Betrieb  

§ 13 Stilllegung von Entwässerungsanlagen 

§ 14 Einleiten in die Kanäle  

§ 15 Verbot des Einleitens - Einleitungsbedin-

Zukünftige Fassung: 

Satzung für die öffentliche Entwässe-

rungseinrichtung der Stadt Fürth (Ent-

wässerungssatzung - EWS) vom 

01.01.2018 

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 

Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeinde-

ordnung für den Freistaat Bayern (Gemein-

deordnung - GO) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. 

S. 796) zuletzt geändert durch Art. 17a Abs. 

2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 

(GVBl. S. 335) sowie Art. 34 Abs. 2 Satz 1 

des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) 

vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66) zuletzt 

geändert durch Art. 9a Abs. 12 des Geset-

zes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 458) 

erlässt die Stadt Fürth folgende Satzung: 

 
 

Inhaltsverzeichnis 

 

§ 1 Öffentliche Einrichtung 

§ 2 Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

 

Untergliederung in Einzelbegriffe entfällt 

 

§ 4 Anschluss- und Benutzungsrecht 

§ 5 Anschluss- und Benutzungszwang 

§ 6 Befreiung von Anschluss- oder Benut-

zungszwang 

§ 7 Sondervereinbarungen 

§ 8 Grundstücksanschluss 

§ 9 Grundstücksentwässerungsanlage 

§ 10 Zulassung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage und des Grundstücksan-

schlusses 

§ 11 Herstellung und Prüfung der Grund-

stücksentwässerungsanlage und des 

Grundstücksanschlusses 

§ 12 Überwachung 

§ 13 Stilllegung von Entwässerungsanlagen 

§ 14 Einleiten in die Kanäle 

§ 15 Verbot des Einleitens, Einleitungsbe-



gungen  

§ 16 Abscheider  

§ 17 Untersuchung des Abwassers  

§ 18 Haftung 

§ 19 Grundstücksbenutzung  

 

§ 20 Ordnungswidrigkeiten  

§ 21 Anordnungen für den Einzelfall Zwangs-

mittel  

§ 22 Inkrafttreten  

 

Anlage zu § 15 Abs. 3 der Entwässerungssat-

zung  

Grenzwerte […] Abwässer  

1. Allgemeine Anforderungen  

2. Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)  

3. Organische Stoffe und Summenparameter  

 

§ 1 Öffentliche Einrichtung  

(1) Die Stadt betreibt zur Abwasserbeseitigung 

nach dieser Satzung eine Entwässerungsan-

lage als öffentliche Einrichtung. 

(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage 

bestimmt die Stadt.  

(3) Zur Entwässerungsanlage […] werden.  

(4) Zur Entwässerungsanlage der Stadt gehö-

ren nicht die Grundstücksanschlüsse.  

 

 

 

§ 2 Grundstücksbegriff - Grundstücksei-

gentümer  

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist 

jedes räumlich zusammenhängende und ei-

nem gemeinsamen Zweck dienende Grundei-

gentum desselben Eigentümers, das eine 

selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, 

auch wenn es sich um mehrere Grundstücke 

oder Teile von Grundstücken im Sinne des 

Grundbuchrechtes handelt. Soweit rechtlich 

verbindliche planerische Vorstellungen vor-

handen sind, sind sie zu berücksichtigen.  

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstücks-

eigentümer erlassenen Vorschriften gelten 

auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur 

Nutzung eines Grundstückes dinglich Berech-

tigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist 

jeder berechtigt oder verpflichtet; sie haften als 

Gesamtschuldner.  

dingungen 

§ 16 Abscheider 

§ 17 Untersuchung des Abwassers 

§ 18 Haftung 

§ 19 Grundstücksbenutzung 

§ 20 Betretungsrecht 

§ 21 Ordnungswidrigkeiten 

§ 22 Anordnungen für den Einzelfall; 

Zwangsmittel 

§ 23 Inkrafttreten 

 

Anlage zu § 15 Abs. 3 der Entwässerungs-

satzung 

 

 

 

 

 

§ 1 Öffentliche Einrichtung 

(1) Die Stadt betreibt eine öffentliche Ein-

richtung zur Abwasserbeseitigung (Entwäs-

serungseinrichtung). 

(2) Art und Umfang der Entwässerungsein-

richtung bestimmt die Stadt. 

  

(3) Zur Entwässerungseinrichtung der Stadt 

gehören nicht die Grundstücksanschlüsse 

(§ 3 Nr. 9) sowie die Straßenentwässe-

rungskanäle (§ 3 Nr. 6). 

 

§ 2 Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist 

jedes räumlich zusammenhängende und ei-

nem gemeinsamen Zweck dienende Grund-

eigentum desselben Eigentümers, das eine 

selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, 

auch wenn es sich um mehrere Grundstücke 

oder Teile von Grundstücken im Sinn des 

Grundbuchrechts handelt. Soweit rechtlich 

verbindliche planerische Vorgaben vorhan-

den sind, sind sie zu berücksichtigen. 

(2) Die in dieser Satzung für Grundstücks-

eigentümer erlassenen Vorschriften gelten 

auch für Teileigentümer, Erbbauberechtigte, 

Wohnungseigentümer, Wohnungserbbau-

berechtigte, Nießbraucher und sonstige zur 

Nutzung eines Grundstücks dinglich Be-

rechtigte. Von mehreren dinglich Berechtig-



 

 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen  

Im Sinne dieser Satzung haben die nachste-

henden Begriffe folgende Bedeutung:  

Abwasser  

ist Wasser, das durch häuslichen, gewerbli-

chen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Ge-

brauch verunreinigt oder sonst in seinen Ei-

genschaften verändert ist oder  

 

 

das von Niederschlägen aus dem Bereich von 

bebauten oder befestigten Flächen abfließt.  

 

 

 

 

 

 

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten 

nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben 

anfallende Abwasser, einschließlich Jauche 

und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirt-

schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch 

genutzte Böden aufgebracht zu werden; nicht 

zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere 

das menschliche Fäkalabwasser. 

 

Kanäle  

sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserka-

näle oder Regenwasserkanäle einschließlich 

der Sonderbauwerke wie z.B. Regenbecken, 

Pumpwerke, Regenüberläufe. 

 

Schmutzwasserkanäle  

dienen ausschließlich der Aufnahme von 

Schmutzwasser. 

Mischwasserkanäle  

sind zur Aufnahme von Niederschlags- und 

Schmutzwasser bestimmt. 

 

Regenwasserkanäle  

dienen ausschließlich der Aufnahme von Nie-

derschlagswasser und gegebenenfalls Grund-, 

Sicker- und Quellwasser nach Maßgabe des § 

14. 

 

ten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie 

haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieser Satzung haben die nachste-

henden Begriffe folgende Bedeutung: 

1. Abwasser 

ist das durch häuslichen, gewerblichen, 

landwirtschaftlichen oder sonstigen 

Gebrauch in seinen Eigenschaften ver-

änderte Wasser und das bei Trocken-

wetter damit zusammen abfließende 

Wasser (Schmutzwasser) sowie das 

von Niederschlägen aus dem Bereich 

von bebauten oder befestigten Flächen 

gesammelt abfließende Wasser (Nie-

derschlagswasser). Als Schmutzwasser 

gelten auch die aus Anlagen zum Be-

handeln, Lagern und Ablagern von Ab-

fällen austretenden und gesammelten 

Flüssigkeiten. 

Die Bestimmungen dieser Satzung gel-

ten nicht für das in landwirtschaftlichen 

Betrieben anfallende Abwasser (ein-

schließlich Jauche und Gülle), das dazu 

bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 

forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-

nutzte Böden aufgebracht zu werden; 

nicht zum Aufbringen bestimmt ist ins-

besondere das häusliche Abwasser. 

2. Kanäle 

sind Mischwasserkanäle, Schmutzwas-

serkanäle oder Regenwasserkanäle 

einschließlich der Sonderbauwerke wie 

z. B. Schächte, Regenbecken, Pump-

werke, Regenüberläufe. 

3. Schmutzwasserkanäle 

dienen ausschließlich der Aufnahme 

und Ableitung von Schmutzwasser. 

4. Mischwasserkanäle 

sind zur Aufnahme und Ableitung von 

Niederschlags- und Schmutzwasser 

bestimmt. 

5. Regenwasserkanäle 

dienen ausschließlich der Aufnahme und 

Ableitung von Niederschlagswasser. 

6. Straßenentwässerungskanäle 

dienen ausschließlich der Aufnahme 

und Ableitung von Niederschlagswas-



 

 

 

Trennsysteme  

ist ein Entwässerungssystem, bei dem 

Schmutz- und Regenwasser getrennt vonein-

ander in gesonderten Leitungen und Kanälen 

abgeführt werden. 

 

 

 

 

Sammelkläranlagen  

sind Anlagen zur Reinigung des in den Kanä-

len gesammelten Abwassers einschließlich 

der Ableitung zum Gewässer. 

 

Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanä-

le)  

sind die Leitungen vom Kanal bis zum ersten 

Kontrollschacht auf dem anzuschließenden 

Grundstück. Bei Fehlen des Kontrollschachtes 

endet der Anschlusskanal an der Grund-

stücksgrenze.  

Zum Anschlusskanal gehören nicht die Ab-

zweige bzw. Einlassstücke am städtischen 

Kanal. 

 

Grundstückentwässerungsanlagen  

sind alle Einrichtungen eines Grundstücks, die 

der Beseitigung der Abwässer dienen, bis ein-

schließlich des letzten Kontrollschachtes vor 

der Grundstücksgrenze, bei seinem Fehlen bis 

zur Grundstücksgrenze. 

 

 

 

 

 

Messschacht  

ist eine Einrichtung für die Messung des Ab-

wasserabflusses aus dem Grundstück, sowie 

für die Entnahme von Abwasserproben. 

Rückstauebene  

Als maßgebliche Rückstaubebene gilt die Hö-

he der Straßenoberkante an der An-

schlussstelle am städt. Kanal, sofern vom 

Tiefbauamt/Stadtentwässerung keine andere 

Rückstauebene festgelegt wurde. 

ser von öffentlichen Straßen, Wegen 

und Plätzen einschließlich des Zube-

hörs wie z. B. Schächte, Sinkkästen. 

7. Trennsystem 

Schmutzwasser und Niederschlags-

wasser werden in zwei getrennten Ka-

nälen abgeleitet 

8. Mischsystem 

Schmutzwasser und Niederschlags-

wasser werden in einem gemeinsamen 

Kanal abgeleitet 

9. Sammelkläranlage 

ist eine Anlage zur Reinigung des in 

den Kanälen gesammelten Abwassers 

einschließlich der Ableitung zum Ge-

wässer. 

10. Grundstücksanschlüsse 

sind die Leitungen von der Entwässe-

rungseinrichtung bis zum ersten Ein-

steigschacht auf dem anzuschließen-

den Grundstück. Bei Fehlen des Ein-

steigschachtes endet der Grundstücks-

anschluss an der Grundstücksgrenze. 

Zum Grundstücksanschluss gehört 

auch die Verbindung des Anschlusses 

mit der Entwässerungseinrichtung - An-

schlusselement/Abzweigstutzen. 

11. Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind alle Einrichtungen eines Grund-

stücks, die der Beseitigung der Abwäs-

ser dienen, bis einschließlich des letz-

ten Einsteigschachtes vor der Grund-

stücksgrenze, bei seinem Fehlen bis 

zur Grundstücksgrenze. 

12. Einsteigschacht 

ist ein Schachtbauwerk, das dem Zu-

gang für Inspektions- und Reinigungs-

zwecke der Anlage dient. 

13. Messschacht 

ist eine Einrichtung für die Messung 

des Abwasserabflusses oder die Ent-

nahme von Abwasserproben. 

14. Rückstauebene 

ist die Höhe der Straßenoberkante an 

der Anschlussstelle an die Entwässe-

rungseinrichtung, sofern von der Stadt-

entwässerung keine andere Rückstau-

ebene festgelegt wurde. 

15. Abwasserbehandlungsanlage 



 

 

 

 

 

 

Reihenfolge der Definitionen verändert, da 

sonst keine Gegenüberstellung möglich ist 

 

Original Reihenfolge (alphabetisch): 

Abwasser 
Entwässerungsanlagen  
Grundleitungen 
Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) 
Grundstückentwässerungsanlagen 
Kanäle 
Kontrollschacht 
Messschacht  
Mischwasserkanäle   
Privatkanäle  
Regenwasserkanäle  
Rückstauebene  
Sammelkläranlagen  
Schmutzwasserkanäle  
Trennsysteme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 4 Anschluss- und Benutzungsrecht  

(1) Jeder Grundstückseigentümer eines im 

Stadtgebiet gelegenen Grundstückes ist be-

rechtigt, sein Grundstück nach Maßgabe die-

ser Satzung an die öffentliche Entwässe-

rungsanlage anschließen zu lassen und nach 

ist eine Einrichtung, die dazu dient, die 

Schädlichkeit des Abwassers vor Einlei-

tung in die Entwässerungseinrichtung 

zu vermindern oder zu beseitigen. Hier-

zu zählen z. B. Anlagen zur (Vor-) Be-

handlung gewerblichen oder industriel-

len Abwassers. 

16. Fachlich geeigneter Unternehmer 

ist ein Unternehmer, der geeignet ist, 

Arbeiten an Grundstücksanschlüssen 

oder Grundstücksentwässerungsanla-

gen fachkundig auszuführen. Voraus-

setzungen für die fachliche Eignung 

sind insbesondere 

– die ausreichende berufliche Qualifi-

kation und Fachkunde der verant-

wortlichen technischen Leitung, 

– die Sachkunde des eingesetzten 

Personals und dessen nachweisli-

che Qualifikation für die jeweiligen 

Arbeiten an Grundstücksentwässe-

rungsanlagen und Grundstücksan-

schlüssen, 

– die Verfügbarkeit der benötigten 

Werkzeuge, Maschinen und Geräte, 

– die Verfügbarkeit und Kenntnis der 

entsprechenden Normen und Vor-

schriften, 

– eine interne Qualitätssicherung 

(Weiterbildung, Kontrollen und Do-

kumentation). 

17. Fachkundiger Entwurfsverfasser ist ein 

Entwurfsverfasser, der geeignet ist, 

Grundstücksentwässerungsanlagen 

und Grundstücksanschlüsse fachkun-

dig zu planen. Voraussetzungen sind  

– die ausreichende berufliche Qualifi-

kation und Fachkunde und 

– die Verfügbarkeit und Kenntnis der 

entsprechenden Normen und Vor-

schriften. 

 

§ 4 Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer ist be-

rechtigt, sein Grundstück nach Maßgabe 

dieser Satzung an die Entwässerungsein-

richtung anzuschließen. Er kann, nach 

Maßgabe der §§ 14 bis 17, das anfallende 

Abwasser in die Entwässerungseinrichtung 



Maßgabe der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in 

die öffentliche Entwässerungsanlage einzulei-

ten.  

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht er-

streckt sich nur auf solche Grundstücke, die 

durch einen Kanal erschlossen werden.  

Die Grundstückseigentümer können unbe-

schadet weiterer Bundes- und landesgesetzli-

cher Vorschriften nicht verlangen, dass neue 

Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle 

geändert werden.  

Welche Grundstücke durch einen Kanal er-

schlossen werden, bestimmt die Stadt.  

 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht be-

steht nicht:  

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art und 

Menge nicht ohne weiteres von der öffentli-

chen Entwässerungsanlage übernommen 

werden kann und besser von demjenigen be-

handelt wird, bei dem es anfällt;  

 

2. solange eine Übernahme des Abwassers 

technisch oder wegen des unverhältnismäßig 

hohen Aufwandes nicht möglich ist;  

 

3. wenn […] möglich ist.  

(4) Die Stadt kann den Anschluss und die Be-

nutzung versagen, wenn die gesonderte Be-

handlung des Abwassers wegen der Sied-

lungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht 

beeinträchtigt.  

(5) Unabhängig von dem Recht und der im § 5 

geregelten Verpflichtung zum Anschluss be-

stimmter Grundstücke an die öffentliche Ent-

wässerungsanlage bedarf der Anschluss von 

Grundstücken und der darauf errichteten Bau-

ten oder Anlagen der vorherigen Zustimmung 

der Stadt. Die Vorlage- und Anzeigepflichten 

nach den §§ 10 und 11 sind hierbei zu beach-

ten.  

§ 5 Anschluss- und Benutzungszwang  

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 

verpflichtet, bebaute Grundstücke an die öffent-

liche Entwässerungsanlage anzuschließen (An-

schlusszwang). Bebaute […] gesichert ist. Ein 

Anschlusszwang besteht nicht, wenn der An-

schluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.  

(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 

einleiten. 

 
 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht 

erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, 

die durch einen Kanal (Misch- oder Trenn-

system) erschlossen sind. Der Grundstück-

seigentümer kann unbeschadet weiterge-

hender bundes- und landesgesetzlicher 

Vorschriften nicht verlangen, dass neue 

Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle 

geändert werden. Welche Grundstücke 

durch eine Entwässerungseinrichtung er-

schlossen werden, bestimmt die Stadt. 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht 

besteht nicht, 

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art 

oder Menge nicht ohne Weiteres von der 

Entwässerungseinrichtung übernommen 

werden kann und besser von demjeni-

gen behandelt wird, bei dem es anfällt 

oder 

2. solange eine Übernahme des Abwas-

sers technisch oder wegen des unver-

hältnismäßig hohen Aufwands nicht 

möglich ist. 

  

(4) Die Stadt kann den Anschluss und die 

Benutzung versagen, wenn die gesonderte 

Behandlung des Abwassers wegen der 

Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemein-

heit nicht beeinträchtigt. 

(5) Unbeschadet des Abs. 4 besteht ein 

Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versi-

ckerung oder anderweitige Beseitigung von 

Niederschlagswasser ordnungsgemäß mög-

lich ist. Die Stadt kann hiervon Ausnahmen 

zulassen oder bestimmen, wenn die Einlei-

tung von Niederschlagswasser aus be-

triebstechnischen Gründen erforderlich ist. 

 
§ 5 Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 

sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an 

die Entwässerungseinrichtung anzuschlie-

ßen (Anschlusszwang).Ein Anschlusszwang 

besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich 

oder tatsächlich unmöglich ist. 

(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 



verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an 

die öffentliche Entwässerungsanlage anzu-

schließen, wenn Abwasser anfällt.  

(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf 

ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung 

Abwasser anfallen kann, dauernd oder vo-

rübergehend vorhanden sind.  

(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Ver-

änderung der Abwassereinleitung nach Menge 

oder Beschaffenheit zur Folge haben, muss 

der Anschluss vor Beginn der Benutzung der 

baulichen Anlage hergestellt sein. In allen an-

deren Fällen ist der Anschluss nach schriftli-

cher Aufforderung durch die Stadt innerhalb 

der von ihr gesetzten Frist herzustellen.  

 

(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 

Entwässerungsanlage angeschlossen sind, ist 

im Umfang des Benutzungsrechtes alles Ab-

wasser in die öffentliche Entwässerungsanla-

ge einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflich-

tet sind die Grundstückseigentümer und alle 

Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Ver-

langen der Stadt die dafür erforderliche Über-

wachung zu dulden.  

(6) Sind […] werden.  

(7) Aufspeicherung […] auftritt.  

 

§ 6 Befreiung vom Anschluss- und Benut-

zungszwang  

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder 

zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum 

Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Be-

nutzung aus besonderen Gründen auch unter 

Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-

meinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf 

Befreiung ist unter Angabe der Gründe schrift-

lich bei der Stadt einzureichen.  

 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedin-

gungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt er-

teilt werden.  

 

§ 7 Sondervereinbarungen - Privatkanäle  

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss 

berechtigt oder verpflichtet, so kann die Stadt 

durch Vereinbarung ein besonderes Benut-

zungsverhältnis begründen.  

 

sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstü-

cke an die Entwässerungseinrichtung anzu-

schließen, wenn auf ihnen Abwasser anfällt. 

(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf 

ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung 

Abwasser anfallen kann, dauernd oder vo-

rübergehend vorhanden sind. 

(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine 

Veränderung der Abwassereinleitung nach 

Menge oder Beschaffenheit zur Folge ha-

ben, muss der Anschluss vor dem Beginn 

der Benutzung des Baus hergestellt sein. In 

allen anderen Fällen ist der Anschluss nach 

schriftlicher Aufforderung durch die Stadt 

innerhalb der von ihr gesetzten Frist herzu-

stellen. 

(5) Auf Grundstücken, die an die Entwässe-

rungseinrichtung angeschlossen sind, ist im 

Umfang des Benutzungsrechts alles Ab-

wasser in die Entwässerungseinrichtung 

einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet 

sind der Grundstückseigentümer und alle 

Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf 

Verlangen der Stadt die dafür erforderliche 

Überwachung zu dulden. 

 

 

 

§ 6 Befreiung von Anschluss- oder Be-

nutzungszwang 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss 

oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz 

oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss 

oder die Benutzung aus besonderen Grün-

den auch unter Berücksichtigung der Erfor-

dernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar 

ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Anga-

be der Gründe schriftlich bei der Stadt einzu-

reichen. 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Be-

dingungen, Auflagen und Widerrufsvorbe-

halt erteilt werden. 

 

§ 7 Sondervereinbarungen 

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht 

zum Anschluss oder zur Benutzung berech-

tigt oder verpflichtet, kann die Stadt durch 

Vereinbarung ein besonderes Benutzungs-

verhältnis begründen. 



 

 

 

Für dieses gelten die Bestimmungen dieser 

Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-

zung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS) 

entsprechend, soweit nicht die Sonderverein-

barung etwas anderes bestimmt.  

(2) Grundstücke […] regeln.  

 

§ 8 Grundstücksausschluss  

(1) Die Grundstücksanschlüsse sind von den 

Grundstückseigentümern herzustellen, anzu-

schaffen, zu verbessern, zu erneuern, zu ver-

ändern, zu beseitigen und zu unterhalten; die 

§§ 10 bis 12 gelten entsprechend.  

 

(2) Die Grundstücksanschlüsse sowie Arbeiten 

daran […] entzogen werden.  

(3) Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite 

und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie 

bestimmt auch, wo und an welchen Kanal an-

zuschließen ist.  

Begründete Wünsche der Grundstückseigen-

tümer werden dabei nach Möglichkeit berück-

sichtigt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten 

die Bestimmungen dieser Satzung und der 

Beitrags- und Gebührensatzung entspre-

chend. Ausnahmsweise kann in der Son-

dervereinbarung Abweichendes bestimmt 

werden, soweit dies sachgerecht ist. 

 

§ 8 Grundstücksanschluss 

(1) Der Grundstücksanschluss wird vom 

Grundstückseigentümer hergestellt, verbes-

sert, erneuert, geändert und unterhalten 

sowie stillgelegt und beseitigt; § 9 Abs. 2 

und 6 sowie §§ 10 bis 13 gelten entspre-

chend. 

 

 

(2) Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite 

und Führung der Grundstücksanschlüsse. 

Sie bestimmt auch, wo und an welche Ent-

wässerungseinrichtung anzuschließen ist. 

Begründete Wünsche des Grundstücksei-

gentümers werden dabei nach Möglichkeit 

berücksichtigt. Wenn durch mehrere, kurz 

hintereinander folgende Anschlüsse der 

Bestand der Straße oder der Entwässe-

rungseinrichtung gefährdet oder der Betrieb 

der Entwässerungseinrichtung erschwert 

würde, kann der gemeinsame Anschluss 

mehrerer Grundstücke von der Stadt gefor-

dert werden, auch wenn die anzuschließen-

den Grundstücke im Eigentum verschiede-

ner Verpflichteter nach dieser Satzung ste-

hen. 

(3) Der Bestand und die Benutzung ge-

meinsamer Grundstücksentwässerungsan-

lagen und Grundstücksanschlüsse muss vor 

der Erteilung der Anschluss- und Benut-

zungsgenehmigung (§ 10 Abs. 5) zwischen 

den Beteiligten privatrechtlich geregelt und 

dauernd gesichert sein. Hierzu kann die 

Bestellung einer Grunddienstbarkeit zu-

gunsten der Beteiligten und eine beschränkt 

persönliche Dienstbarkeit gleichen Inhalts 

jedoch ohne Kosten- und Unterhaltspflicht 

zugunsten der Stadt Fürth gefordert wer-

den. 



 

 

 

 

 

 

 

 

(4) Die Benutzung der stadteigenen Straßen 

zur Herstellung und zum Verbleib der Grund-

stücksanschlüsse zwischen dem städtischen 

Kanal und der Grundstücksgrenze ist im erfor-

derlichen Umfang kostenlos widerruflich ge-

stattet. Der Widerruf durch die Stadt ist zuläs-

sig bei Auflassung  

1. des städtischen Kanals in der stadteigenen 

Straße;  

2. der stadteigenen Straße selbst.  

 

Von der Befugnis zur kostenlosen Straßen-

grundbenutzung nach Satz 1 bleiben nach 

anderen ortsrechtlichen Bestimmungen beste-

hende Verpflichtungen zur Instandsetzung der 

Straße aus Anlass von Aufgrabungsarbeiten 

unberührt.  

(5) Der Grundstückseigentümer haftet der 

Stadt gegenüber für alle Schäden, die dieser 

aus der Benutzung des Straßenkörpers und 

der sonstigen Bestandteile der Straße entste-

hen.  

(6) Wenn durch […] Satzung stehen.  

(7) Der Bestand […] (§ 10 Abs. 2 Nr. 5 EWS).  

(8) Ist bei […] Fürth vorzulegen.  

 

§ 9 Grundstückentwässerungsanlage  

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche 

Entwässerungsanlage angeschlossen wird, ist 

vorher vom Grundstückseigentümer mit einer 

Grundstücksentwässerungsanlage zu verse-

hen, die nach den anerkannten Regeln der 

Technik herzustellen, zu betreiben, zu unter-

halten und erforderlicherweise zu ändern ist. 

Die einschlägigen DIN-Vorschriften sind zu 

beachten.  

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind […] der Grundstücksentwässerungsanla-

ge.  

(3) Die Grundstücksentwässerungsanlage 

endet […] nach § 17 verlangen.  

(4) Wird vor dem Grundstück die Entwässe-

rungseinrichtung erneuert oder saniert oder 

die öffentliche Straße ausgebaut, sind die 

betroffenen Grundstücksanschlüsse auf 

ihre Funktion und Mängelfreiheit mittels 

optischer Inspektion zu prüfen, sofern die 

letzte Prüfung länger als 15 Jahre zurück-

liegt. § 12 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(5) Die Benutzung der stadteigenen Straßen 

zur Herstellung und zum Verbleib der 

Grundstücksanschlüsse zwischen der Ent-

wässerungseinrichtung und der Grund-

stücksgrenze ist im erforderlichen Umfang 

kostenlos widerruflich gestattet. Der Wider-

ruf durch die Stadt ist zulässig bei Auflas-

sung der Entwässerungseinrichtung in der 

stadteigenen Straße, der stadteigenen 

Straße selbst oder wenn der Grundstücks-

anschluss nicht mehr genutzt wird. Von der 

Befugnis zur kostenlosen Straßengrundbe-

nutzung nach Satz 1 bleiben nach anderen 

ortsrechtlichen Bestimmungen bestehende 

Verpflichtungen zur Instandsetzung der 

Straße aus Anlass von Aufgrabungsarbeiten 

unberührt. 

(6) Der Grundstückseigentümer haftet der 

Stadt gegenüber für alle Schäden, die die-

ser aus der Benutzung des Straßenkörpers 

und der sonstigen Bestandteile der Straße 

entstehen. 

 

 

 

 

§ 9 Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Jedes Grundstück, das an die Entwäs-

serungseinrichtung angeschlossen wird, ist 

vorher vom Grundstückseigentümer mit 

einer Grundstücksentwässerungsanlage zu 

versehen. Diese muss mit getrennten Lei-

tungen für Schmutzwasser und für Regen-

wasser ausgeführt werden. 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage 

ist nach den allgemein anerkannten Regeln 

der Technik herzustellen, zu betreiben, zu 

verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu 

unterhalten, stillzulegen oder zu beseitigen. 

(3) Am Ende der Grundstücksentwässe-

rungsanlage ist ein Einsteigschacht zu er-



(4) Wird industrielles […] Anschlusskanal.  

(5) Besteht zum Kanal […] möglich ist.  

(6) Gegen den […] zu schützen.  

(7) Die Grundstücksentwässerungsanlage 

sowie […] gilt § 8 Absatz 2 sinngemäß.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

§ 10 Vorlage von Entwässerungsplänen - 

Zulassung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage und des Anschlusskanals  

(1) Nach dieser Satzung sind folgende Vorha-

ben genehmigungspflichtig:  

1. die Herstellung und Änderung der Grund-

stücksentwässerungsanlagen außerhalb von 

Gebäuden einschließlich des Anschlusskanals 

an den städtischen Kanal oder einen Privatka-

nal.  

2. die Herstellung und Änderung der Entwäs-

serungseinrichtungen in Gebäuden unterhalb 

der Rückstauebene, mindestens jedoch aller 

Entwässerungseinrichtungen unterhalb des 

Erdgeschosses.  

3. die Herstellung, […] von Privatkanälen.  

4. die Herstellung und Änderung von blinden 

Anschlusskanälen.  

5. die vorübergehende Einleitung von Abwas-

ser bei Kirchweihen, Stadtteilfesten, Straßen-

festen und ähnlichen Veranstaltungen sowie 

das Aufstellen von Toilettenwagen, Baustel-

leneinrichtungen, Bürocontainern u. ä., die 

vorübergehend an das Kanalnetz angeschlos-

sen werden sollen.  

richten. Die Stadt kann verlangen, dass 

anstelle oder zusätzlich zum Ein-

steigschacht ein Messschacht zu erstellen 

ist. 

(4) Besteht zur Entwässerungseinrichtung 

kein ausreichendes Gefälle, kann die Stadt 

vom Grundstückseigentümer den Einbau 

und den Betrieb einer Hebeanlage zur Ent-

wässerung des Grundstücks verlangen, 

wenn ohne diese Anlage eine ordnungsge-

mäße Beseitigung des Abwassers bei einer 

den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik entsprechenden Planung und Aus-

führung des Kanalsystems für die Stadt 

nicht möglich oder nicht wirtschaftlich ist. 

(5) Gegen den Rückstau des Abwassers 

aus der Entwässerungseinrichtung hat sich 

jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen. 

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage 

sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fach-

lich geeignete Unternehmer ausgeführt 

werden. Die Stadt kann den Nachweis der 

fachlichen Eignung verlangen. 
 

§ 10 Zulassung der Grundstücksentwäs-

serungsanlage und des Grundstücksan-

schlusses 

(1) Es sind folgende Vorhaben genehmi-

gungspflichtig: 

1. die Herstellung und Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlage au-

ßerhalb von Gebäuden einschließlich 

des Grundstücksanschlusses an die 

Entwässerungseinrichtung. 

2. die Herstellung und Änderung der Ent-

wässerungseinrichtungen in Gebäuden 

unterhalb der Rückstauebene, mindes-

tens jedoch aller Entwässerungseinrich-

tungen unterhalb des Erdgeschosses. 

 
3. die Herstellung und Änderung von blin-

den Grundstücksanschlüssen. 

4. die vorübergehende Einleitung von Ab-

wasser bei Kirchweihen, Stadtteilfesten, 

Straßenfesten und ähnlichen Veranstal-

tungen sowie das Aufstellen von Toilet-

tenwagen, Baustelleneinrichtungen, Bü-

rocontainern u. ä., die vorübergehend an 

die Entwässerungseinrichtung ange-



6. die vorübergehende […] Gebäudeteile.  

7. die vorübergehende Einleitung von Abwas-

ser bei Fassadenreinigungen und bei Rohr-

netzspülungen.  

8. die Herstellung und Änderung sämtlicher 

Entwässerungseinrichtungen innerhalb von 

Gebäuden, die industrielle, gewerbliche und 

ähnliche nichthäusliche Abwässer aufnehmen 

und ableiten, insbesondere Abwasservorbe-

handlungsanlagen, sowie die Änderung der 

genehmigten Abwassermenge, der Abwasser-

zusammensetzung und des Verfahrens der 

Vorbehandlung.  

 

9. die Einleitung […] Absatz 3.  

10. der Einbau […] -messeinrichtungen.  

(2) Bevor die Grundstücksentwässerungsan-

lage und der Grundstücksanschluss herge-

stellt oder geändert werden, sind der Stadt 

zusammen mit einem Antrag auf Erteilung der 

Anschluss- und Benutzungsgenehmigung fol-

gende Unterlagen für jedes Bauvorhaben ge-

trennt in doppelter Ausfertigung einzureichen:  

 

 

1. Kanalauskunftsblatt und  

amtlicher Lageplan des zu entwässernden 

Grundstückes im Maßstab 1 : 1000 mit Eintra-

gung der vorhandenen und geplanten Bauten, 

davon einer mit amtlichen Angaben über Flur-

nummern, Besitzverhältnisse und Grund-

stücksfläche.  

 

 

 

 

2. Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1 

: 100, aus denen der Verlauf der Leitungen 

einschließlich des Anschlusskanals an den 

städtischen Kanal und im Falle des § 9 Absatz 

2 die Grundstückskläranlage ersichtlich sind. 

Vorhandener Baumbestand ist einzutragen.  

 

 

 

 

 

 

 

schlossen werden sollen. 

5. die vorübergehende Einleitung von Ab-

wasser bei Fassadenreinigungen.  

 

6. die Herstellung und Änderung sämtlicher 

Entwässerungseinrichtungen innerhalb 

von Gebäuden, die industrielle, gewerb-

liche und ähnliche nichthäusliche Ab-

wässer aufnehmen und ableiten, insbe-

sondere Abwasservorbehandlungsanla-

gen, sowie die Änderung der genehmig-

ten Abwassermenge, der Abwasserzu-

sammensetzung und des Verfahrens der 

Vorbehandlung. 

 

 

(2) Bevor die Grundstücksentwässerungs-

anlage oder der Grundstücksanschluss her-

gestellt oder geändert werden, sind der 

Stadt folgende Unterlagen in doppelter Fer-

tigung einzureichen:  

 

 

1. Antrag auf Erteilung einer Anschluss- 

und Benutzungsgenehmigung 

2. aktuelles Kanalauskunftsblatt  

3. aktueller amtlicher Lageplan des zu 

entwässernden Grundstücks im Maß-

stab 1:1000, mit amtlichen Angaben 

über Flurnummern, Eigentumsverhält-

nisse und Grundstücksfläche. 

4. Übersichtslageplan im Maßstab 1:1000 

mit Eintragung der vorhandenen und 

geplanten Bauten sowie einer Prinzip 

Darstellung der Entwässerung bis zur 

Entwässerungseinrichtung. 

5. Grundriss- und Flächenpläne mit Dar-

stellung der Entwässerungsgegenstän-

de im Maßstab 1:100, aus denen der 

Verlauf der Grundstücksentwässe-

rungsanlage einschließlich des Grund-

stücksanschlusses bis zur Entwässe-

rungseinrichtung ersichtlich ist. Vor-

handener Baumbestand ist einzutra-

gen. 

 

 

 

 



3. Längsschnitte aller Leitungen mit Darstel-

lung der Entwässerungsgegenstände und des 

Anschlusskanals im Maßstab 1 : 100, bezogen 

auf Normal-Null (NN), aus denen insbesonde-

re die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die 

maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Querschnit-

te und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste 

Grundwasseroberfläche usw. zu ersehen sind, 

ferner erforderlichenfalls Detailpläne und 

Rohrnetzberechnungen. Für die Bemessung 

von regenwasserführenden Leitungen ist eine 

Abflussspende von 200 l/(s * ha) zugrunde zu 

legen, bei Regenfallleitungen 300 l/(s * ha).  

 

4. Wenn Gewerbe- oder Industrieabwasser 

oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit 

erheblich vom häuslichen Abwasser  

abweicht, zugeführt werden, sind zusätzlich 

anzugeben  

 

 

 

 

 

- Menge und Beschaffenheit des Verarbei-

tungsmaterials, der Erzeugnisse,  

 

- die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge, 

  

- Menge (Minimum, Mittel, Maximum) und Be-

schaffenheit des zum Einleiten bestimmten 

Abwassers,  

- die Zeiten, in denen eingeleitet wird,  

 

- die beabsichtigte Vorbehandlung des Ab-

wassers (z.B. Kühlung, Abscheidung, Reini-

gung, Neutralisation, Entgiftung, Dekontami-

nierung) mit Bemessungsnachweisen.  

Soweit notwendig, sind die Angaben zu er-

gänzen durch den wasserwirtschaftlichen Be-

triebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, Ab-

fluss) durch Pläne der zur Vorbehandlung be-

absichtigten Einrichtungen, durch Erläute-

rungsbericht und erforderlichenfalls durch 

Badverzeichnisse, z.B. bei Abwässern aus 

galvanischen oder ähnlichen Betrieben.  

 

 

 

6. Längsschnitte aller Leitungen mit Dar-

stellung der Entwässerungsgegenstän-

de und des Grundstücksanschlusses 

im Maßstab 1:100, bezogen auf Nor-

mal -Null (NN), aus denen insbesonde-

re die Gelände- und Kanalsohlenhö-

hen, die maßgeblichen Kellersohlen-

höhen, die Querschnitte und Gefälle 

der Kanäle, die Schächte, der höchste 

Grundwasserstand usw. zu ersehen 

sind. 

7. Rohrnetzberechnungen entsprechend 

der einschlägigen Normen und Richtli-

nien. 

8. Wenn Gewerbe-, Industrieabwasser 

oder Abwasser, das in seiner Beschaf-

fenheit erheblich vom Hausabwasser 

abweicht, der Entwässerungseinrich-

tung zugeführt wird, sind ferner zusätz-

lich anzugeben: 

– Zahl der Beschäftigten und der 

ständigen Bewohner auf dem 

Grundstück, wenn deren Abwas-

ser miterfasst werden soll, 

– Menge und Beschaffenheit des 

Verarbeitungsmaterials, der Er-

zeugnisse, 

– die Abwasser erzeugenden Be-

triebsvorgänge, 

– Höchstzufluss und Beschaffen-

heit des zum Einleiten bestimm-

ten Abwassers, 

– die Zeiten, in denen eingeleitet 

wird, 

– die Vorbehandlung des Abwas-

sers (Kühlung, Reinigung, Neut-

ralisation, Dekontaminierung) mit 

Bemessungsnachweisen. 

Soweit nötig, sind die Angaben durch 

den wasserwirtschaftlichen Betriebs-

plan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, Ab-

fluss), durch Pläne der zur Vorbehand-

lung beabsichtigten Einrichtungen, 

durch einen Erläuterungsbericht und 

erforderlichenfalls durch weitergehende 

Angaben zu ergänzen. 

 

 

 



5. Der Nachweis der eingetragenen Grund-

dienstbarkeit bzw. Dienstbarkeitsbestellung ist 

erforderlich, wenn die Entwässerung über 

Nachbargrundstücke verläuft oder Teile der 

Grundstücksentwässerungsanlage und 

Grundstücksanschlüsse durch mehrere 

Grundstückseigentümer gemeinsam benutzt 

wird (§ 8 Abs. 7 EWS).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Alle Unterlagen sind von den Bauherren 

und Planfertigern zu unterschreiben; der An-

trag auf Erteilung der Anschluss- und Benut-

zungsgenehmigung auch vom Grundstücksei-

gentümer.  

(4) Die Stadt prüft, ob die beabsichtigte 

Grundstücksentwässerungsanlage und der 

Anschlusskanal den Bestimmungen dieser 

Satzung und den einschlägigen DIN-

Vorschriften sowie den allgemein anerkannten 

Regeln der Technik entsprechen. Ist das der 

Fall, so erteilt die Stadt schriftlich ihre Zustim-

mung und gibt eine Fertigung der eingereich-

ten Unterlagen mit Zustimmungsbescheid 

(Anschluss- und Benutzungsgenehmigung) 

zurück. Die Zustimmung kann unter Bedin-

gungen und Auflagen erteilt werden. Andern-

falls setzt die Stadt dem Bauherrn bzw. Ver-

pflichteten unter Angabe der Mängel eine an-

gemessene Frist zur Berichtigung. Die geän-

derten Unterlagen sind dann erneut einzu-

reichen.  

(5) Mit der Herstellung oder Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlage und des 

Anschlusskanals darf erst nach schriftlicher 

Zustimmung der Stadt begonnen werden.  

 

Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 

insbesondere nach straßen-, bau- und wasser-

rechtlichen Bestimmungen bleibt durch die 

Zustimmung unberührt.  

9. Wenn die Entwässerung über Nach-

bargrundstücke verläuft oder Teile der 

Grundstücksentwässerungsanlage und 

Grundstücksanschlüsse durch mehrere 

Grundstückseigentümer gemeinsam 

benutzt werden ist ein Nachweis über 

die dauerhafte Sicherung vorzulegen 

(§ 8 Abs. 4). 

(3) Entsprechend Abs. 2 ist bei Gebäude-

komplexen (z. B. Wohnanlagen; Reihen-

häusern) für jede Hauseinheit mit eigenem 

Zugang ein gesonderter Antrag auf Ertei-

lung der Anschluss- und Benutzungsge-

nehmigung, die nur die jeweilige Hausein-

heit darstellen, einzureichen.  

(4) Die Pläne müssen von einem fachkundi-

gen Planfertiger erstellt und dem „Merkblatt 

für Entwässerungsgesuche im Geltungsbe-

reich der Stadt Fürth“ entsprechen. Alle 

Unterlagen sind vom Grundstückseigentü-

mer, vom Bauherrn und dem Planfertiger zu 

unterschreiben. Die Stadt kann erforderli-

chenfalls weitere Unterlagen anfordern. 

(5) Die Stadt prüft, ob die geplante Grund-

stücksentwässerungsanlage und der 

Grundstücksanschluss den Bestimmungen 

dieser Satzung entsprechen. Ist das der 

Fall, erteilt die Stadt schriftlich ihre Zustim-

mung und gibt eine Fertigung der einge-

reichten Unterlagen mit Zustimmungsbe-

scheid (Anschluss- und Benutzungsgeneh-

migung) zurück. Die Zustimmung kann un-

ter Bedingungen und Auflagen erteilt wer-

den. 

(6) Ist der Antrag unvollständig oder weist er 

sonstige erhebliche Mängel auf, fordert die 

Stadt den Antragsteller zur Behebung der 

Mängel innerhalb einer angemessenen Frist 

auf. Werden die Mängel innerhalb der Frist 

nicht behoben, gilt der Antrag als abgelehnt. 

(7) Mit der Herstellung oder Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlage und des 

Grundstücksanschlusses darf erst begon-

nen werden, wenn die Zustimmung nach 

Abs. 5 erteilt worden ist. Eine Genehmi-

gungspflicht nach sonstigen, insbesondere 

nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen 

Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung 

unberührt. 



(6) Für neu herzustellende oder zu verändern-

de Grundstücksentwässerungsanlagen kann 

die Genehmigung davon abhängig gemacht 

werden, dass bereits vorhandene Anlagen, die 

den Vorschriften nicht entsprechen, ange-

passt, ersetzt oder beseitigt werden. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(7) Von den Bestimmungen des Absatzes 2 

Nr. 1 bis 4 kann die Stadt Ausnahmen zulas-

sen, sofern eine ordnungsgemäße Prüfung 

dadurch nicht beeinträchtigt wird.  

(8) In den […] Fassung zu beachten.  

(9) Bei Abweichungen von den der Zustim-

mung der Stadt zugrundeliegenden Planunter-

lagen sind rechtzeitig vor Ausführung Ergän-

zungen (2-fach) zur Zustimmung einzureichen.  

 

(10) Soweit […] ändern.  

(12) Sind in der Anschluss- und Benutzungs-

genehmigung keine anderen Fristen bestimmt, 

so erlöschen diese Genehmigungen, wenn 

innerhalb von vier Jahren nach Erteilung der 

Genehmigung mit der Ausführung des Vorha-

bens nicht begonnen oder die Bauausführung 

vier Jahre unterbrochen worden ist; die Einle-

gung eines Rechtsbehelfs hemmt den Lauf der 

Frist bis zur Unanfechtbarkeit der Baugeneh-

migung.  

Diese Frist von 4 Jahren kann jeweils um bis 

zu zwei Jahre verlängert werden, wenn der 

Antrag vor Ablauf der Geltungsdauer dem 

Stadtentwässerungsbetrieb zugegangen ist.  

 

 

 

 

 

 

(8) Für neu herzustellende oder zu verän-

dernde Grundstücksentwässerungsanlagen 

und Grundstücksanschlüsse kann die Ge-

nehmigung davon abhängig gemacht wer-

den, dass bereits vorhandene Anlagen, die 

den Vorschriften nicht entsprechen, ange-

passt, ersetzt oder beseitigt werden. 

(9) Bei Maßnahmen, welche nur Teilberei-

che der Grundstücksentwässerungsanlage 

betreffen, sind die genehmigten Entwässe-

rungspläne, aus welchen die weiterführen-

de, bestehende Grundstücksentwässe-

rungsanlage und der Grundstücksanschluss 

ersichtlich sind, mit vorzulegen. Sofern kei-

ne oder abweichende genehmigte Entwäs-

serungspläne über die bestehende Grund-

stücksentwässerungsanlage existieren, ist 

diese mit darzustellen. 

(10) Von den Bestimmungen der Abs. 1 

bis 9 kann die Stadt Ausnahmen zulassen. 

 

 

 

(11) Bei wesentlicher Abweichung von den 

der Zustimmung der Stadt zugrundeliegen-

den Planunterlagen sind rechtzeitig vor Aus-

führung Ergänzungen (2-fach) zur Zustim-

mung einzureichen. 

 

(12) Sind in der Anschluss- und Benut-

zungsgenehmigung keine anderen Fristen 

bestimmt, so erlöschen diese Genehmigun-

gen, wenn innerhalb von 4 Jahren nach 

Erteilung der Genehmigung mit der Ausfüh-

rung des Vorhabens nicht begonnen oder 

die Bauausführung 4 Jahre unterbrochen 

worden ist; die Einlegung eines Rechtsbe-

helfs hemmt den Lauf der Frist bis zur Un-

anfechtbarkeit der Anschluss- und Benut-

zungsgenehmigung. Die Frist von 4 Jahren 

kann auf schriftlichen Antrag jeweils bis zu 2 

Jahre verlängert werden. Sie kann auch 

rückwirkend verlängert werden, wenn der 

Antrag vor Fristablauf bei der Stadt einge-

gangen ist. 

 

 

 

 



§ 11 Anzeigepflicht - Herstellung und Prü-

fung der Grundstücksentwässerungs-

anlage und des Anschlusskanals  

(1) Die Grundstückeigentümer haben der 

Stadt den Beginn der Herstellung, der Ände-

rung oder der Beseitigung und die Fertigstel-

lung der Grundstücksentwässerungsanlage 

und des Anschlusskanals 3 Tage vorher 

schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig den 

Unternehmer zu benennen. Dies gilt auch für 

die Durchführung größerer Unterhaltsarbeiten. 

Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Arbei-

ten sofort begonnen werden, so ist der Beginn 

innerhalb von 24 Stunden anzuzeigen.  

(2) Die Wiederaufnahme […] anzuzeigen.  

(3) Soweit bei […] beantragen.  

(4) Die […] vorzulegen.  

(5) Die Entwässerungsarbeiten […] sein.  

(6) Während der […] bereit liegen.  

(7) Anstiche […] ist dies kostenpflichtig.  
(8) Die Stadt ist berechtigt, die Arbeiten zu 

überprüfen.  

Anschlusskanäle […] tragen.  

(9) Alle Rohrleitungen […] zu unterziehen.  

Sonstige im Erdreich […] vorzulegen.  

(10) Prüfung […] Arbeiten ergeben.  

(11) Die Grundstückseigentümer […] stellen.  

(12) Festgestellte Mängel […] anzuzeigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 11 Herstellung und Prüfung der Grund-

stücksentwässerungsanlage und des 

Grundstücksanschlusses 

(1) Der Grundstückseigentümer hat der 

Stadt den Beginn des Herstellens, des Än-

derns, des Ausführens größerer Unterhal-

tungsarbeiten oder des Beseitigens spätes-

tens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen 

und gleichzeitig den Unternehmer zu be-

nennen.  

 

Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Ar-

beiten sofort begonnen werden, ist der Be-

ginn innerhalb von 24 Stunden schriftlich 

anzuzeigen. Die Fertigstellung der Maß-

nahme ist schriftlich anzuzeigen (Fertigstel-

lungsmeldung). 

 

 

 

(2) Die Stadt ist berechtigt, die Arbeiten zu 

überprüfen. Der Grundstückseigentümer hat 

zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Gerä-

te und Werkstoffe bereitzustellen. 

(3) Der Grundstückseigentümer hat nach 

Errichtung bzw. vor erstmaliger Inbetrieb-

nahme des Grundstücksanschlusses und 

der Grundstücksentwässerungsanlage die-

se durch einen nicht an der Bauausführung 

beteiligten, fachlich geeigneten, Unterneh-

mer auf Funktion und Mängelfreiheit mittels 

Druckprüfung prüfen und das Ergebnis 

durch diesen bestätigen zu lassen. Die Be-

stätigung ist nach Vordruck der Stadt mit 

Anlage eines Lageplanes, der die unter-

suchten Leitungen aufzeigt, zu führen und 

innerhalb von 4 Wochen vorzulegen. Die 

Bestätigung ist vom Grundstückseigentümer 

und vom fachlich geeigneten Unternehmer 

zu unterschreiben. Festgestellte Mängel hat 

der Grundstückseigentümer umgehend be-

seitigen zu lassen; die Beseitigung der 

Mängel ist der Stadt nachzuweisen. 

(4) Alle Leitungen dürfen nur mit vorheriger 

Zustimmung der Stadt verdeckt werden. 

Andernfalls sind sie auf Anordnung der 

Stadt freizulegen.  

 

 



(13) Die Stadt kann verlangen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlagen nur mit 

ihrer Zustimmung in Betrieb genommen wer-

den. Die Zustimmung kann insbesondere da-

von abhängig gemacht werden, dass seitens 

des […] vorgelegt wird.  

(14) Vor Ingebrauchnahme […] überprüfen.  

(15) Die Zustimmung nach § 10 Absatz 4 und 

die Prüfung der Grundstücksentwässerungs-

anlage durch die Stadt befreien den Grund-

stückseigentümer, den Bauherrn, den ausfüh-

renden Unternehmer und den Planfertiger 

nicht von der Verantwortung für die vor-

schriftsmäßige und fehlerfreie Planung und 

Ausführung der Anlage.  

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 12 Überwachung - Unterhalt und Betrieb  

(1) Die Stadt ist berechtigt, die Grundstück-

sentwässerungsanlagen auf ihren vorschrifts-

mäßigen Zustand und ordnungsgemäßen Be-

trieb zu überprüfen, Abwasserproben zu ent-

nehmen und Messungen durchzuführen. Zu 

diesem Zweck sind den Beauftragten der 

Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen 

haben, ungehindert Zugang zu allen Anlagen 

zu gewähren und die notwendigen Auskünfte 

zu erteilen. Die Grundstückseigentümer wer-

den davon vorher möglichst verständigt; das 

gilt nicht für Probeentnahmen und Abwasser-

messungen.  

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 

die von ihm zu unterhaltenden Grundstück-

sentwässerungsanlage und den Anschlusska-

nal in periodischen Abständen durch einen 

fachlich geeigneten Unternehmer nach den 

Bestimmungen der DIN-Vorschriften und den 

a. a. R. T. auf den Bauzustand, insbesondere 

Dichtheit und Funktionsfähigkeit untersuchen 

und festgestellte Mängel unverzüglich beseiti-

gen zu lassen. Über die durchgeführten Unter-

suchungen und über die Mängelbeseitigung ist 

der Stadt ein Nachweis des damit beauftrag-

(5) Die Stadt kann verlangen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlage nur mit 

ihrer Zustimmung in Betrieb genommen 

wird. Die Zustimmung kann insbesondere 

von der Vorlage einer Bestätigung nach 

Abs. 3 Satz 2 abhängig gemacht werden. 

 

(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 5 oder 

die Prüfung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage durch die Stadt befreien den 

Grundstückseigentümer, den ausführenden 

oder prüfenden Unternehmer sowie den 

Planfertiger nicht von der Verantwortung für 

die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Pla-

nung und Ausführung der Anlage. 

(7) Während der Dauer der Ausführung von 

Arbeiten an der Grundstücksentwässe-

rungsanlage oder dem Grundstücksan-

schluss müssen die der Anschluss- und 

Benutzungsgenehmigung zugrundeliegen-

den Planunterlagen stets auf der Baustelle 

bereitliegen. 

 

§ 12 Überwachung 

(1) Der Grundstückseigentümer hat die von 

ihm zu unterhaltenden Grundstücksan-

schlüsse, Messschächte und Grundstück-

sentwässerungsanlagen wiederkehrend in 

Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbe-

triebnahme auf eigene Kosten durch einen 

fachlich geeigneten Unternehmer auf Funk-

tion und Mängelfreiheit prüfen und das Er-

gebnis durch diesen bestätigen zu lassen; 

für Anlagen in Wasserschutzgebieten blei-

ben die Festlegungen in der jeweiligen 

Schutzgebietsverordnung unberührt. Der 

Grundstückseigentümer hat der Stadt die 

Bestätigung nach Vordruck der Stadt mit 

Anlage eines Lageplanes, der die unter-

suchten und instandgesetzten Leitungen 

aufzeigt, innerhalb von vier Wochen nach 

Abschluss der Prüfung unaufgefordert vor-

zulegen. Festgestellte Mängel hat der 

Grundstückseigentümer unverzüglich zu 

beseitigen und innerhalb von zwei Monaten 

eine Nachprüfung durchführen zu lassen. 

Satz 2 gilt entsprechend. Die Frist für die 

Nachprüfung kann auf Antrag verlängert 

werden. Die Bestätigung ist vom Grund-



ten Unternehmers vorzulegen, der vom Unter-

nehmer und vom Verpflichteten zu unter-

schreiben ist. Dieser Nachweis […] Untersu-

chungs- und Nachweisfristen werden hier-

durch nicht berührt. Die Stadt kann darüber 

hinaus jederzeit verlangen, dass die vom 

Grundstückseigentümer zu unterhaltenden 

Anlagen in einen Zustand gebracht werden, 

der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchti-

gungen der öffentlichen Entwässerungsanlage 

und Gewässerverunreinigungen ausschließt.  

 

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser 

oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit 

erheblich vom Hausabwasser abweicht, zuge-

führt, kann die Stadt den Einbau und den Be-

trieb von Überwachungseinrichtungen verlan-

gen. Die Einbaustelle bestimmt die Stadt.  

Auf gesonderte Überwachungseinrichtungen 

wird in der Regel verzichtet, soweit für die Ein-

leitung in die Sammelkanalisation eine Ge-

nehmigung nach Art. 41c des Bayerischen 

Wassergesetzes (BayWG) vorliegt und die 

danach vorgeschriebenen Überwachungsein-

richtungen insbesondere im Vollzug der Ei-

genüberwachungsverordnung – EÜV vom 20. 

September 1995 (GVBl. S. 769) in der jeweils 

geltenden Fassung – eingebaut, betrieben und 

für eine ordnungsgemäße städtische Überwa-

chung zur Verfügung gestellt werden.  

(4) Die Grundstückseigentümer […] anzuzei-

gen.  

 

 

 

 

(5) Die Stadt […] im Verzug ist.  

(6) Der […] beseitigen.  

(7) Besteht der […] freilegen zu lassen.  

(8) Beim Einsteigen […] zu beachten.  

(9) Das Öffnen eines städtischen Ka-

nalschachtdeckels sowie das Einsteigen in 

einen städtischen Kanal dürfen nur durch die 

Personen erfolgen, die die Stadt hierzu er-

mächtigt hat.  

(10) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 

bis 9 gelten auch für die Benutzer der Grund-

stücke.  

 

stückseigentümer und vom fachlich geeig-

neten Unternehmen zu unterschreiben. 

(2) Der Grundstückseigentümer hat die 

Grundstücksanschlüsse, Grundstücksent-

wässerungsanlage, Messschächte, Über-

wachungseinrichtungen und Abwasserbe-

handlungsanlagen stets in vorschriftsmäßi-

gen und betriebssicheren Zustand zu hal-

ten. Störungen und Schäden an den vom 

Grundstückseigentümer zu unterhaltenden 

Anlagen sind unverzüglich der Stadt anzu-

zeigen. 

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser 

oder Abwasser, das in seiner Beschaffen-

heit erheblich vom Hausabwasser abweicht, 

der Entwässerungseinrichtung zugeführt, 

kann die Stadt den Einbau und den Betrieb 

von Überwachungseinrichtungen verlangen. 

Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit 

für die Einleitung eine wasserrechtliche Ge-

nehmigung der Unteren Wasserrechtsbe-

hörde vorliegt und die Ergebnisse der ge-

setzlich vorgeschriebenen Eigen- oder 

Selbstüberwachung der Stadt vorgelegt 

werden. 

(4) Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 ist die 

Stadt befugt, die Grundstücksanschlüsse, 

Grundstücksentwässerungsanlagen und 

Messschächte jederzeit zu überprüfen, Ab-

wasserproben zu entnehmen sowie Mes-

sungen und Untersuchungen durchzufüh-

ren. Die Stadt kann jederzeit verlangen, 

dass die vom Grundstückseigentümer zu 

unterhaltenden Anlagen in einen Zustand 

gebracht werden, der Störungen anderer 

Einleiter, Beeinträchtigungen der Entwässe-

rungseinrichtung und Gewässerverunreini-

gungen ausschließt. 

 

 

(5) Das Öffnen eines städtischen Ka-

nalschachtdeckels sowie das Einsteigen in 

die Entwässerungseinrichtung dürfen nur 

durch die Personen erfolgen, die die Stadt 

hierzu ermächtigt hat. 

(6) Die Verpflichtungen nach den Abs. 1 bis 

4 gelten auch für den Benutzer des Grund-

stücks. 

 



§ 13 Stilllegung von Entwässerungsanla-

gen  

(1) Abflusslose Gruben und Sickeranlagen 

sind außer Betrieb zu setzen, sobald ein 

Grundstück an die öffentliche Entwässerungs-

anlage angeschlossen ist; […]sind, wenn sie 

den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 nicht ent-

sprechen, in dem Umfang außer Betrieb zu 

setzen, in dem das Grundstück an die öffentli-

che Entwässerungsanlage anzuschließen ist.  

 

 

(2) Die Gruben […] Erdmaterial aufzufüllen.  

(3) Alte, nicht mehr genutzte Kanäle sind von 

bestehenden Leitungen abzutrennen und gas- 

und wasserdicht zu verschließen. Im Bereich 

öffentlicher Straßen- und Wegeflächen liegen-

de, aufzulassende Kanäle (Anschlusskanäle) 

sind zusätzlich mit flüssigem Beton, Dämmer 

oder Gleichwertigem zu verpressen. Die Arbei-

ten hierfür dürfen nur unter Aufsicht der Stadt 

durchgeführt werden.  

 

§ 14 Einleiten in die Kanäle  

(1) In Mischwasserkanäle […] werden.  

(2) In Schmutzwasserkanäle darf nur 

Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur 

Niederschlagswasser eingeleitet werden 

(Trennsystem). Zu diesem […] verhindert.  

(3) Ausnahmen […] entgegenstehen.  

(4) Wenn und […] vorschreiben.  

(5) Bei Grundstücken […] Einleiters verlangen.  

(6) Die Einleitung […] Einleitung zu stellen.  

(7) Die Einleitung […] ergänzt werden.  

(8) Die Einleitung […] beachtet werden.  

(9) Die Einleitung […] Grundwasser gelangt.  

(10) Die Einleitung […] eingeleitet werden.  

(11) Die Einleitung […] vorgeschaltet werden.  

(12) Die Einleitung […] beeinträchtigt werden.  

(13) Wenn […] Ersatzvornahme durchführen.  

(14) Die Stadt […] erhoben.  

(15) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle 

eingeleitet werden kann, bestimmt die Stadt.  

 

§ 15 Verbot des Einleitens - Einleitungsbe-

dingungen  

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage 

dürfen Stoffe nicht eingeleitet werden, die  

 

§ 13 Stilllegung von Entwässerungsan-

lagen 

(1) Sobald ein Grundstück an die Entwässe-

rungseinrichtung angeschlossen ist, sind 

nicht der Ableitung zur Entwässerungsein-

richtung dienende Grundstücksentwässe-

rungsanlagen sowie dazugehörige Abwas-

serbehandlungsanlagen in dem Umfang 

außer Betrieb zu setzen, in dem das Grund-

stück über die Entwässerungseinrichtung 

entsorgt wird. 

 

(2) Nicht mehr genutzte Grundstücksan-

schlüsse oder Grundstücksentwässerungs-

anlagen sind von bestehenden Leitungen 

abzutrennen und gas- und wasserdicht zu 

verschließen. Im Bereich öffentlicher Stra-

ßen- und Wegflächen liegende, aufzulas-

sende Grundstücksanschlüsse oder Grund-

stücksentwässerungsanlagen sind zusätz-

lich mit flüssigem Beton, Dämmer oder 

Gleichwertigem zu verpressen. 

 

§ 14 Einleiten in die Kanäle 

 

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur 

Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur 

Niederschlagswasser eingeleitet werden. In 

Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- 

als auch Niederschlagswasser eingeleitet 

werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle 

eingeleitet werden darf, bestimmt die Stadt. 

 

§ 15 Verbot des Einleitens, Einleitungs-

bedingungen 

(1) In die Entwässerungseinrichtung dürfen 

Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht 

werden, die 



- die dort beschäftigten Personen gefährden 

oder deren Gesundheit beeinträchtigen,  

 

- die öffentliche Entwässerungsanlage oder 

die angeschlossenen bzw. die benachbarten 

Grundstücke gefährden oder beschädigen,  

- den Betrieb der öffentlichen Entwässerungs-

anlage erschweren, behindern oder beein-

trächtigen,  

- die Behandlung und  

Verwertung des  

Klärschlammes erschweren oder verhindern 

oder  

sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbe-

sondere die Gewässer auswirken.  

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für:  

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe 

wie z.B. Benzin, Benzol, Öl.  

2. infektiöse Stoffe, Medikamente.  

3. radioaktive Stoffe.  

4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen 

Verfärbung des Abwassers in der Sammel-

kläranlage oder des Gewässers führen.  

 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädli-

che Ausdünstungen oder üble Gerüche, Gase 

oder Dämpfe verbreiten können.  

6. Grund-, Sicker- und Quellwasser (§ 14 Abs. 

6)  

 

 

 

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, die 

zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den 

Abwasserleitungen führen können oder 

schwer […] flüssige Stoffe, die erhärten.  

 

8. Farben […] (§ 14 Abs. 9).  
11. unbehandelte Kondensate […] Abs. 10).  

12. Räumgut aus Leichflüssigkeits- und Fett-

abscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus 

Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, 

Blut aus Schlächtereien, Molke,  

 

13. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen 

aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus 

Grundstückskläranlagen und Abortgruben,  

 

 

– die dort beschäftigten Personen gefähr-

den oder deren Gesundheit beeinträchti-

gen, 

– die Entwässerungseinrichtung oder die 

angeschlossenen Grundstücke gefährden 

oder beschädigen, 

– den Betrieb der Entwässerungseinrich-

tung erschweren, behindern oder beein-

trächtigen, 

– die Behandlung und die landwirtschaftli-

che oder gärtnerische Verwertung des 

Klärschlamms erschweren oder verhin-

dern oder 

– sich sonst schädlich auf die Umwelt, ins-

besondere die Gewässer, auswirken. 

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige 

Stoffe wie Benzin, Öl oder Lösemittel, 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 

3. radioaktive Stoffe, 

4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutli-

chen Verfärbung des Abwassers in der 

Sammelkläranlage oder des Gewäs-

sers führen, 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die 

schädliche Ausdünstungen, Gase oder 

Dämpfe verbreiten können, 

6. Grund- und Quellwasser, aus berech-

tigtem Interesse kann z. B. zur vo-

rübergehenden Grundwasserabsen-

kung auf Antrag eine Ausnahme erteilt 

werden  

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, 

wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faser-

stoffe, Zement, Küchenabfälle, 

Schlachtabfälle,  flüssige Stoffe, die er-

härten, 

 

 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fett-

abscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser 

aus Dunggruben und Tierhaltungen, Si-

lagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, 

Molke, 

9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder 

Suspensionen aus Abwasserbehand-

lungsanlagen und Abortgruben unbe-

schadet gemeindlicher Regelungen zur 

Beseitigung der Fäkalschlämme, 



14. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der 

Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, An-

reicherungsfähigkeit oder einer krebserregen-

den, fruchtschädigenden oder erbgutverän-

dernden Wirkung als gefährlich zu bewerten 

sind wie Schwer-metalle, Cyanide, halogenier-

te Kohlenwasserstoffe, polycyclische Aroma-

ten, Phenole.  

 

Ausgenommen sind  

a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im 

Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie 

auch im Abwasser aus Haushaltungen übli-

cherweise anzutreffen sind,  

 

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer 

Vorbehandlungsanlage zurückgehalten wer-

den können und deren Einleitung die Stadt 

entsprechend den Schadstoffgrenzwerten 

nach § 15 Abs. 3 zugelassen hat.  

 

 

 

 

 

15. Abwasser aus Gewerbe- und Industriebe-

trieben,  

a) von dem zu erwarten ist, dass es auch nach 

der Behandlung in der Sammelkläranlage 

nicht den Mindestanforderungen nach § 7a 

des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen 

wird,  

 

 

 

 

b) das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 

  

c) das als Kühlwasser benutzt worden ist (§ 14 

Abs. 12),  

d) das die genehmigte Höchstzuflussmenge 

überschreitet.  

 

 

 

 

 

 

 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen 

der Besorgnis einer Giftigkeit, Langle-

bigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder ei-

ner krebserzeugenden, fruchtschädi-

genden oder erbgutverändernden Wir-

kung als gefährlich zu bewerten sind 

wie Schwermetalle, Cyanide, haloge-

nierte Kohlenwasserstoffe, Polycycli-

sche Aromaten, Phenole. 

Ausgenommen sind 

– unvermeidbare Spuren solcher Stof-

fe im Abwasser in der Art und in der 

Menge, wie sie auch im Abwasser 

aus Haushaltungen üblicherweise 

anzutreffen sind; 

– Stoffe, die nicht vermieden oder in 

einer Vorbehandlungsanlage zu-

rückgehalten werden können und 

deren Einleitung die Stadt in den 

Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 

oder 4 zugelassen hat; 

– Stoffe, die aufgrund einer Genehmi-

gung nach § 58 des Wasserhaus-

haltsgesetzes eingeleitet werden 

dürfen. 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewer-

bebetrieben, 

– von dem zu erwarten ist, dass es 

auch nach der Behandlung in der 

Sammelkläranlage nicht den Min-

destanforderungen nach § 57 des 

Wasserhaushaltsgesetzes entspre-

chen wird. 

– das wärmer als +35 °C ist, 

– das einen pH-Wert von unter 6,5 

oder über 11 aufweist, 

– das aufschwimmende Öle und Fette 

enthält, 

– das als Kühlwasser benutzt worden 

ist. 

12. nicht neutralisiertes Kondensat aus 

ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln, 

13. nicht neutralisiertes Kondensat aus 

gasbefeuerten Brennwert-Heizkesseln 

mit einer Nennwertleistung über 

200 kW. 

14. nicht vorbehandeltes Abwasser aus 

Fassadenreinigungen. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Die Einleitungsbedingungen nach 

Abs. 2 Nr. 10 Satz 2 zweiter Spiegelstrich 

werden gegenüber den einzelnen An-

schlusspflichtigen oder im Rahmen einer 

Sondervereinbarung festgelegt. 

(4) Die Stadt kann in Einleitungsbedingun-

gen die Einleitung von Abwasser der Menge 

nach beschränken, auf Grund seiner be-

sonderen Art ausschließen oder von beson-

deren Voraussetzungen wie der Vorbehand-

lung oder der Speicherung durch Rückhal-

temaßnahmen auf dem eigenen Grundstück 

oder einer anderweitigen Ableitung abhän-

gig machen, soweit dies zum Schutz des 

Betriebspersonals, der Entwässerungsein-

richtung, aus technischen oder wirtschaftli-

chen Gründen oder zur Erfüllung der für den 

Betrieb der Entwässerungseinrichtung gel-

tenden Vorschriften, insbesondere der Be-

dingungen und Auflagen des der Stadt er-

teilten wasserrechtlichen Bescheids, erfor-

derlich ist. 

(5) Die Stadt kann die Einleitungsbedingun-

gen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn 

die Einleitung von Abwasser in die Entwäs-

serungseinrichtung nicht nur vorübergehend 

nach Art oder Menge wesentlich geändert 

wird oder wenn sich die für den Betrieb der 

Entwässerungseinrichtung geltenden Ge-

setze oder Bescheide ändern. Die Stadt 

kann Fristen festlegen, innerhalb derer die 

zur Erfüllung der geänderten Anforderungen 

notwendigen Maßnahmen durchgeführt 

werden müssen. 

(6) Die Stadt kann die Einleitung von Stof-

fen im Sinn der Abs. 1 und 2 zulassen, 

wenn der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, 

durch die die Stoffe ihre gefährdende oder 

schädigende Wirkung verlieren oder der 

Betrieb der Entwässerungseinrichtung nicht 

erschwert wird. In diesem Fall hat er der 

Stadt eine Beschreibung mit Plänen in dop-

pelter Fertigung sowie entsprechende 

Nachweise und Gutachten vorzulegen. 

(7) Leitet der Grundstückseigentümer Kon-

densat aus ölbefeuerten Brennwert-

Heizkesseln oder aus gasbefeuerten 

Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwert-

leistung über 200 kW in die Entwässe-



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Für die Beschaffenheit und Inhaltsstoffe 

nichthäuslicher Abwässer sind die Grenzwerte 

der Anlage zu diesem Absatz einzuhalten, 

soweit nicht nach der Abwasserverordnung 

(AbwV) in der jeweils gültigen Fassung andere 

Grenzwerte vorgeschrieben sind. Im Einzelfall 

können […] Anlage zu § 15 Abs. 3). 

(4) Wird eine private Abwasservorbehand-

lungsanlage betrieben, gelten die Grenzwerte 

gemäß Absatz 3 unmittelbar am Ablauf dieser 

Anlage. Wird keine Abwasservorbehandlungs-

anlage betrieben, gelten die Grenzwerte an 

der Stelle, an der Abwasser anfällt. Sind meh-

rere Anfallstellen in einem Betrieb vorhanden, 

so dürfen Abwässer gleichartiger Zusammen-

setzungen gemeinsam behandelt werden. 

Verschiedenartige Abwässer sind getrennt zu 

behandeln und getrennt abzuleiten. Eine Ver-

dünnung oder Vermischung des Abwassers 

zur Einhaltung von Grenzwerten ist unzuläs-

sig.  

(5) Wer verursacht […] wahrnehmen.  

 

§ 16 Abscheider  

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkei-

ten, wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette 

mitabgeschwemmt werden können, sind in die 

Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider 

einzubauen und zu benutzen. Abscheideran-

lagen […] anzuschließen.  

(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen 

Abständen und bei Bedarf entleert werden.  

rungseinrichtung ein, ist er verpflichtet, das 

Kondensat zu neutralisieren und der Stadt 

über die Funktionsfähigkeit der Neutralisati-

onsanlage jährlich eine Bescheinigung ei-

nes Betriebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 

Schornsteinfeger-Handwerksgesetz oder 

eines geeigneten Fachbetriebs vorzulegen. 

(8) Besondere Vereinbarungen zwischen 

der Stadt und einem Verpflichteten, die das 

Einleiten von Stoffen im Sinn des Abs. 1 

durch entsprechende Vorkehrungen an der 

Entwässerungseinrichtung ermöglichen, 

bleiben vorbehalten. 

(9) Wenn Stoffe im Sinn des Abs. 1 in eine 

Grundstücksentwässerungsanlage oder in 

die Entwässerungseinrichtung gelangen, ist 

dies der Stadt sofort anzuzeigen. 

(10) Für die Beschaffenheit und Inhaltsstoffe 

nichthäuslicher Abwässer sind die Grenz-

werte der Anlage zu diesem Absatz einzu-

halten, soweit nicht nach der Abwasserver-

ordnung (AbwV) in der jeweils gültigen Fas-

sung andere Grenzwerte vorgeschrieben 

sind.  

(11) Wird eine private Abwasservorbehand-

lungsanlage betrieben, gelten die Grenz-

werte gemäß Abs. 10 unmittelbar am Ablauf 

dieser Anlage. Wird keine Abwasservorbe-

handlungsanlage betrieben, gelten die 

Grenzwerte an der Stelle, an der Abwasser 

anfällt. Sind mehrere Anfallstellen in einem 

Betrieb vorhanden, so dürfen Abwässer 

gleichartiger Zusammensetzungen gemein-

sam behandelt werden. Verschiedenartige 

Abwässer sind getrennt zu behandeln und 

getrennt abzuleiten. Eine Verdünnung oder 

Vermischung des Abwassers zur Einhaltung 

von Grenzwerten ist unzulässig. 

 

 

§ 16 Abscheider 

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssig-

keiten (z. B. Benzin, Öle oder Fette) mitab-

geschwemmt werden können, ist das Ab-

wasser über in die Grundstücksentwässe-

rungsanlage eingebaute Leichtflüssigkeits- 

bzw. Fettabscheider abzuleiten. Die Ab-

scheider sind nach den allgemein anerkann-

ten Regeln der Technik zu errichten, zu 



 

Die Stadt kann den Nachweis der ordnungs-

gemäßen Entleerung verlangen. Das Abschei-

degut ist schadlos zu entsorgen.  

 

(3) Die Stadt kann anordnen, dass die in Ab-

satz 1 genannten Einrichtungen durch städti-

sche Beauftragte regelmäßig überwacht wer-

den. Hierfür werden die in § 15 der Beitrags- 

und Gebührensatzung (BGS-EWS) bestimm-

ten Gebühren erhoben.  

 

 

 

 

 

§ 17 Untersuchung des Abwassers  

(1) Die Stadt kann über die Art und Menge des 

eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers 

Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig Ab-

wasser eingeleitet oder wenn Art und Menge 

des eingeleiteten Abwassers geändert wer-

den, ist der Stadt auf Verlangen nachzuwei-

sen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, 

die unter das Verbot des § 15 fallen. Fallen auf 

einem […] Entsorgung nachzuweisen.  

(2) Die Stadt kann eingeleitetes Abwasser 

jederzeit, auch periodisch, auf Kosten des 

Grundstückseigentümers untersuchen lassen. 

Hierzu hat […]vorgelegt werden.  

(3) Wird von einem Grundstück nichthäusli-

ches und häusliches Abwasser eingeleitet, 

sind so viele Abwassermengenmesseinrich-

tungen einzubauen, wie zur getrennten Erfas-

sung der Mengen nichthäuslichen und häusli-

chen Abwassers erforderlich sind.  

(4) Die Untersuchung […] Regeluntersuchun-

gen reduziert werden.  

(5) Die Beauftragten […] erforderlich ist.  

 

§ 18 Haftung  

(1) Die Stadt haftet unbeschadet Absatz 2 

nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstö-

rungen beruhen, die sich auch bei ordnungs-

gemäßer Planung, Ausführung und Unterhal-

tung der Entwässerungseinrichtung nicht ver-

meiden lassen. Das gilt insbesondere auch für 

Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen 

werden.  

betreiben und regelmäßig zu warten. Die 

Stadt kann den Nachweis der ordnungsge-

mäßen Eigenkontrolle, Wartung und Entlee-

rung verlangen. Das Abscheidegut ist 

schadlos zu entsorgen.  

(2) Der Prüfbericht der Generalinspektion ist 

der Stadt vor Inbetriebnahme und sodann 

wiederkehrend alle 5 Jahre unaufgefordert 

vorzulegen. 

(3) Abscheider deren Ruhe-Wasserstand 

unterhalb der Rückstauebene liegt, sind 

über eine nachgeschaltete Abwasserhebe-

anlage rückstaufrei an den städtischen 

Misch- oder Schmutzwasserkanal anzu-

schließen. 

 

§ 17 Untersuchung des Abwassers 

(1) Die Stadt kann über die Art und Menge 

des eingeleiteten oder einzuleitenden Ab-

wassers Aufschluss verlangen. Bevor erst-

mals Abwasser eingeleitet oder wenn Art 

oder Menge des eingeleiteten Abwassers 

geändert werden, ist der Stadt auf Verlan-

gen nachzuweisen, dass das Abwasser 

keine Stoffe enthält, die unter das Verbot 

des § 15 fallen. 

(2) Die Stadt kann eingeleitetes Abwasser 

jederzeit, auch periodisch untersuchen las-

sen. 

 

(3) Wird von einem Grundstück nichthäusli-

ches und häusliches Abwasser eingeleitet, 

sind so viele Abwassermengenmesseinrich-

tungen einzubauen, wie zur getrennten Er-

fassung der Mengen nichthäuslichen und 

häuslichen Abwassers erforderlich sind. 

 

 

 

 

§ 18 Haftung 

(1) Die Stadt haftet unbeschadet Abs. 2 

nicht für Schäden, die auf solchen Betriebs-

störungen beruhen, die sich auch bei ord-

nungsgemäßer Planung, Ausführung und 

Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung 

nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbe-

sondere auch für Schäden, die durch Rück-

stau hervorgerufen werden. 



(2) Die Stadt haftet für Schäden, die sich aus 

dem Benutzen der öffentlichen Entwässe-

rungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer 

Person, deren sich die Stadt zur Erfüllung ihrer 

Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahr-

lässigkeit zur Last fällt.  

(3) Der Grundstückseigentümer und die Be-

nutzer haben für eine ordnungsgemäße Be-

nutzung der öffentlichen Entwässerungsanla-

ge einschließlich des Grundstücksanschlusses 

zu sorgen.  

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder 

einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, 

haftet der Stadt für alle ihr dadurch entstehen-

den Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für 

Schäden und Nachteile, die durch den man-

gelhaften Zustand der Grundstücksentwässe-

rungsanlage oder des Grundstücksanschlus-

ses verursacht werden, soweit dieser nach § 8 

vom Grundstückseigentümer herzustellen, 

anzuschaffen, zu verbessern, zu erneuern, zu 

verändern, zu beseitigen und zu unterhalten 

ist.  

Mehrere Verpflichtete haften als Gesamt-

schuldner.  

 

§ 19 Grundstücksbenutzung  

(1) Der Grundstückseigentümer hat das An-

bringen und Verlegen von Leitungen ein-

schließlich Zubehör zur Ableitung von Abwas-

ser über sein im Entsorgungsgebiet liegendes 

Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnah-

men unentgeltlich zuzulassen, wenn und so-

weit diese Maßnahmen für die örtliche Abwas-

serbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht 

betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche 

Entwässerungsanlage angeschlossen oder 

anzuschließen sind, die vom Eigentümer im 

wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem 

angeschlossenen oder zum  

Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt 

werden oder für die die Möglichkeit der örtli-

chen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich 

vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit 

die Inanspruchnahme der Grundstücke den 

Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten 

würde.  

 

 

(2) Die Stadt haftet für Schäden, die sich 

aus der Benutzung der Entwässerungsein-

richtung ergeben, nur dann, wenn einer 

Person, deren sich die Stadt zur Erfüllung 

ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder 

Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) Der Grundstückseigentümer und der 

Benutzer haben für die ordnungsgemäße 

Benutzung der Entwässerungseinrichtung 

einschließlich des Grundstücksanschlusses 

zu sorgen. 

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung 

oder einer Sondervereinbarung zuwider-

handelt, haftet der Stadt für alle ihr dadurch 

entstehenden Schäden und Nachteile. Das-

selbe gilt für Schäden und Nachteile, die 

durch den mangelhaften Zustand der 

Grundstücksentwässerungsanlage oder des 

Grundstücksanschlusses verursacht wer-

den, soweit dieser nach § 8 vom Grund-

stückseigentümer herzustellen, zu verbes-

sern, zu erneuern, zu ändern und zu unter-

halten sowie stillzulegen und zu beseitigen 

ist. Mehrere Verpflichtete haften als Ge-

samtschuldner. 

 

§ 19 Grundstücksbenutzung 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das 

Anbringen und Verlegen der Entwässe-

rungseinrichtung einschließlich Zubehör 

über sein im Einrichtungsgebiet liegendes 

Grundstück sowie sonstige Schutzmaß-

nahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn 

und soweit diese Maßnahmen für die örtli-

che Abwasserbeseitigung erforderlich sind. 

Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an 

die Entwässerungseinrichtung angeschlos-

sen oder anzuschließen sind, die vom Ei-

gentümer im wirtschaftlichen Zusammen-

hang mit einem angeschlossenen oder zum 

Anschluss vorgesehenen Grundstück ge-

nutzt werden oder für die die Möglichkeit 

der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst 

wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflich-

tung entfällt, soweit die Inanspruchnahme 

der Grundstücke den Eigentümer in unzu-

mutbarer Weise belasten oder über das 

notwendige Maß hinausgehen würde. 

 



 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig 

über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-

spruchnahme seines Grundstückes zu be-

nachrichtigen.  

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Ver-

legung der Einrichtung verlangen, wenn sie an 

der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumut-

bar ist. Die Kosten der Verlegung hat die Stadt 

zu tragen, soweit die Einrichtung nicht aus-

schließlich der Entsorgung des Grundstückes 

dient.  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentli-

che Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie 

für Grundstücke, die durch Planfeststellung für 

den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und 

Verkehrsflächen bestimmt sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 20 Ordnungswidrigkeiten  

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeord-

nung kann mit Geldbuße belegt werden, wer 

vorsätzlich  

1. entgegen § 4 Abs. 5 ein Grundstück ohne 

 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzei-

tig über Art und Umfang der beabsichtigten 

Inanspruchnahme seines Grundstücks zu 

benachrichtigen. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die 

Verlegung der Einrichtung verlangen, wenn 

sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 

mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verle-

gung hat die Stadt zu tragen, soweit die 

Einrichtung nicht ausschließlich der Entsor-

gung des Grundstücks dient. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht für öffentli-

che Verkehrswege und Verkehrsflächen 

sowie für Grundstücke, die durch Planfest-

stellung für den Bau von öffentlichen Ver-

kehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt 

sind. 

 

§ 20 Betretungsrecht 

(1) Der Grundstückseigentümer und der 

Benutzer des Grundstücks haben zu dul-

den, dass zur Überwachung ihrer sat-

zungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten 

die mit dem Vollzug dieser Satzung beauf-

tragten Personen der Stadt zu angemesse-

ner Tageszeit Grundstücke, Gebäude, An-

lagen, Einrichtungen, Wohnungen und 

Wohnräume im erforderlichen Umfang be-

treten; auf Verlangen haben sich diese Per-

sonen auszuweisen. Ihnen ist ungehindert 

Zugang zu allen Anlagenteilen zu gewähren 

und sind die notwendigen Auskünfte zu er-

teilen. Die Inhaber der Wohnung, Ge-

schäfts- oder Betriebsräume sind grund-

sätzlich immer vorher von dem Betreten der 

Wohnung, Geschäfts- oder Betriebsräume 

und über die beabsichtigten Maßnahmen in 

Kenntnis zu setzen. Das gilt nicht für Pro-

benahmen und Abwassermessungen.  

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften beste-

hende Betretungs- und Überwachungsrech-

te bleiben unberührt. 

 

§ 21 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemein-

deordnung kann mit Geldbuße belegt wer-

den, wer vorsätzlich 

1. eine der in § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 1, 



vorherige Zustimmung durch die Stadt an-

schließt,  

 

 

 

 

 

2. den Vorschriften über den Anschluss- und 

Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt,  

 

 

3. entgegen § 10 Abs. 1, 2 und 5 vor der Zu-

stimmung der Stadt mit der Herstellung oder 

Änderung der Grundstücksentwässerungsan-

lage oder des Anschlusskanals beginnt oder 

beginnen lässt,  

4. entgegen den Bestimmungen in § 10 Abs. 2 

Nr. 4 unvollständige oder unrichtige Angaben 

macht,  

5. eine der in § 11 Abs. 1 bis 3, 8 und 9, § 12 

Abs. 1, 4 und 10 und § 17 Abs. 1 festgelegten 

Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten ver-

letzt,  

6. entgegen § 12 Abs. 1 und § 17 Abs. 5 den 

Beauftragten der Stadt den Zugang zu den 

Grundstücksentwässerungsanlagen verwei-

gert,  

7. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 

Abwässer in die öffentliche Entwässerungsan-

lage einleitet oder seiner Anzeigepflicht nach § 

15 Abs. 5 nicht nachkommt.  

 

 

 

 

 

§ 21 Anordnungen für den Einzelfall 

Zwangsmittel  

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach die-

ser Satzung bestehenden Verpflichtungen 

Anordnungen für den Einzelfall erlassen.  

 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 

vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens 

oder Unterlassens und die Ersatzvornahme 

gelten die Vorschriften des Bayerischen Ver-

waltungszustellungs- und Vollstreckungsge-

setzes.  

 

Abs. 2 Satz 2, Abs. 3, § 12 Abs. 1 Satz 2 

und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 16 Abs. 1, 

Abs. 2, § 17 Abs. 1 und Abs. 2 Sätze 2 

und 3 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 festge-

legten oder hierauf gestützten Anzeige-, 

Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlage-

pflichten verletzt, 

2. entgegen § 10 Abs. 6 vor Zustimmung 

der Stadt mit der Herstellung oder Ände-

rung der Grundstücksentwässerungsan-

lage beginnt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 2, § 12 

Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige Bestäti-

gung ausstellt oder entgegen § 11 

Abs. 3 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 2 vor-

legt, 

4. die Leitungen ohne vorherige Zustim-

mung der Stadt verdeckt, 

 

5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grund-

stücksentwässerungsanlagen nicht in-

nerhalb der vorgegebenen Fristen über-

prüfen lässt, 

6. entgegen den Vorschriften der §§ 14 

und 15 Abwasser oder sonstige Stoffe in 

die Entwässerungseinrichtung einleitet 

oder einbringt, 

7. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit 

dem Vollzug dieser Satzung beauftrag-

ten Personen der Stadt nicht ungehin-

dert Zugang zu allen Anlagenteilen ge-

währt. 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften beste-

hende Ordnungswidrigkeitentatbestände 

bleiben unberührt. 

 

§ 22 Anordnungen für den Einzelfall; 

Zwangsmittel 

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach 

dieser Satzung bestehenden Verpflichtun-

gen Anordnungen für den Einzelfall erlas-

sen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Sat-

zung vorgeschriebenen Handlungen, eines 

Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-

schriften des Bayerischen Verwaltungszu-

stellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 22 Inkrafttreten  

(1) Diese Satzung tritt am 01. Januar 2006 in 

Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die öffentli-

che Entwässerungsanlage der Stadt Fürth 

(Entwässerungssatzung – EWS) vom 05. De-

zember 1997 (Amtsblatt Nr. 24 vom 

20.12.1997 und Nr. 2 vom 24.01.1998) außer 

Kraft.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage zu § 15 Abs. 3 der Entwässerungs-

satzung  

 

 

 

 

(3) Wird eine Verpflichtung zu einer vertret-

baren Handlung nach oder auf Grund dieser 

Satzung nicht oder nicht vollständig erfüllt, 

kann die Stadt die geforderte Handlung auf 

Kosten des Verpflichteten vornehmen las-

sen. Das Recht zur Ersatzvornahme besteht 

nur, wenn die Stadt zur Erfüllung der Ver-

pflichtung eine angemessene Frist gesetzt 

hat und innerhalb der Frist die Verpflichtung 

nicht erfüllt wird. Die der Stadt entstande-

nen Kosten werden durch Bescheid geltend 

gemacht. Mehrere Schuldner haften als 

Gesamtschuldner. 

 

§ 23 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01. Januar 2018 

in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die öf-

fentliche Entwässerungsanlage der Stadt 

Fürth (Entwässerungssatzung EWS) vom 

08. Dezember 2005 (Stadtzeitung Nr. 24 

vom 21. Dezember 2005) in der Fassung 

der Änderungssatzung vom 29. April 2010 

(Stadtzeitung Nr. 9 vom 12. Mai 2010) au-

ßer Kraft. 

(3) Anlagen im Sinn des § 12 Abs. 1 Halb-

satz 1, die bei Inkrafttreten der Satzung 

bereits bestehen und bei denen nicht nach-

gewiesen wird, dass sie in den letzten 15 

Jahren vor Inkrafttreten der Satzung nach 

den zur Zeit der Prüfung geltenden Rechts-

vorschriften geprüft wurden, sind spätestens 

fünf Jahre nach Inkrafttreten der Satzung zu 

prüfen. 

 

Anlage zu § 15 Abs. 3 der Entwässe-

rungssatzung 

Inhaltlich unverändert, nur optische Ände-

rungen 

 


